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Vorbemerkung 

Mit der folgenden Zusammenstellung verfolge ich vorrangig zwei Ziele: 

1. Zu meinem Referat 

„Die ‚Zeitenwende‘ – Herausforderungen für gewerkschaftliche (ver.di) Friedenspoli-
tik“ 
(im Netz verfügbar unter: 
https://www.labournet.de/wp-
content/uploads/2022/12/ZeitenwendePfitzner1222.pdf) 

habe ich bereits eine Zusammenstellung von Materialen erstellt, auf die ich in dem Refe-
rat zurückgegriffen habe: 

„Dokumentenanhang zum Referat …“ 
(im Netz verfügbar unter: 
https://www.labournet.de/wp-
content/uploads/2023/02/ZeitenwendePfitzner1222anhang.pdf).  

Um den Umfang dieser Zusammenstellung nicht ausufern zu lassen, hatte ich allerdings 
darin nur Dokumente aufgenommen, die ich in dem Referat ausdrücklich zitiere, hatte 
aber bereits angekündigt, dass ich eine umfangreichere Sammlung von ver.di-Dokumen-
ten zum Thema vorbereite. 

2. Der bevorstehende 6. Bundeskongress (17.-23.9. / Berlin https://www.verdi.de/ueber-
uns/bundeskongress-2023) wird sich – sowohl wegen der grundsätzlichen friedenspoliti-
schen Orientierung von ver.di, aber ganz besonders natürlich aufgrund der aktuellen Si-
tuation) intensiv mit Fragen von Krieg, Frieden und damit zusammenhängenden Themen 
beschäftigen (müssen). 

Dafür hoffe ich hier eine nützliche Arbeitshilfe zur Verfügung zu stellen. 

Dokumente des 1. bis 4. Bundeskongresses konnte ich im Netz nicht mehr auffinden und 
habe deshalb auf mein Archiv auf meinem Rechner zurückgegriffen (für den 3. und 4. Bun-
deskongress). Sollten die Dokumente doch im Netz verfügbar sein, bin ich für entsprechende 
Hinweise dankbar. 

Das gilt auch für sonstige Hinweise und Anregungen, insbes. natürlich für den Fall, dass sich 
trotz großer Sorgfalt Fehler eingeschlichen haben (bitte an: bernhard.pfitzner@web.de). 

 
Hannover, 12.3.23 
Bernhard Pfitzner 
 
 
 

https://www.labournet.de/wp-content/uploads/2022/12/ZeitenwendePfitzner1222.pdf
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Satzung 

Stand: Zuletzt geändert durch den Gewerkschaftsrat in seiner Sitzung am 12. Oktober 2021 

Quelle: 
https://www.verdi.de/++file++5e18559be5d86dc42e06ebef/download/2019_Satzung_Stand
%20September.pdf  
(zuletzt abgerufen 6.3.23) 

III. Grundsätze 

§ 5 Zweck, Aufgaben und Ziele 

... 

2. ... 

ver.di tritt in Zusammenarbeit mit den internationalen Gewerkschaftsverbänden für die 
Wahrung und Verwirklichung der Menschenrechte, für die Achtung der Menschenwürde, für 
ein friedliches Zusammenleben, für den Schutz der natürlichen Umwelt und für eine sozial 
gerechte Weltordnung auf der Grundlage der Selbstbestimmung mit gleichen Entwicklungs-
chancen in allen Regionen der Welt ein. 

Anhang 1. Organisationsbereich 

1. Der Organisationsbereich der ver.di umfasst: 

alle Arbeitnehmer/innen, arbeitnehmerähnlichen Personen, Heimarbeiter/innen, freie Mit-
arbeiter/innen und andere Personen in freien Berufen, freiberuflich Tätige, Auszubildende 
und Studierende sowie Schüler/innen und Rentner/innen im Organisationsgebiet der ver.di 
in den folgenden Branchen, Wirtschaftszweigen und Berufen: 

... 

1.4 Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr 

Dienstleistungen für die Allgemeinheit in öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form, 
insbesondere öffentliche Dienste, der Transport und Verkehr, die Ver- und Entsorgungswirt-
schaft einschließlich der leitungsgebundenen Energieversorgung, der Gesundheits- und Sozi-
aldienste, Einrichtungen der Infrastrukturen und der Forschung und Entwicklung, Umwelt-
schutzdienste sowie bestimmte private Dienstleistungen. 

Hierzu gehören insbesondere: 

... 

- Verwaltungen, Betriebe und Einrichtungen der Bundeswehr, der Feuerwehr und des 
sonstigen Sicherheits- und Ordnungsdienstes. 

https://www.verdi.de/++file++5e18559be5d86dc42e06ebef/download/2019_Satzung_Stand%20September.pdf
https://www.verdi.de/++file++5e18559be5d86dc42e06ebef/download/2019_Satzung_Stand%20September.pdf
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Grundsatzerklärung (18.3.2010) 

Beschlossen vom Gewerkschaftsrat am 18. März 2010 

Quelle: 
https://www.verdi.de/++file++5073a213deb5011af9001b43/download/Grundsatzerklaerun
g-der-ver.di-vom-18.-Maerz-2010-1.pdf  
(zuletzt abgerufen: 6.3.23) 

Unsere Werte 

... 

Freiheit 

... 

Alle Menschen sollen frei sein von politischer Entrechtung, menschenunwürdiger Behand-
lung und politischer Fremdbestimmung. Sie müssen geschützt werden vor Verfolgung, Folter 
und Krieg. 

... 

Solidarität 

... 

In der Verantwortung für das Überleben der Menschheit stellen wir uns den ökologischen 
Herausforderungen. Wir setzen uns ein für die Bewahrung der natürlichen Ressourcen, für 
Frieden und Abrüstung sowie das Verbot von Massenvernichtungswaffen. 

Unsere Leitbilder 

Mit den Werten Freiheit, Gerechtigkeit, Gleichberechtigung und Solidarität korrespondieren 
unsere Leitbilder guter Arbeit, guten Lebens, nachhaltigen Wirtschaftens in einer gerechten 
Gesellschaft und einer friedlichen Welt. Daran richten wir unser Handeln aus: 

... 

Wir wollen ein demokratisches, soziales und friedliches Europa, in dem die sozialen Grund-
rechte Vorrang vor den Grundfreiheiten des europäischen Binnenmarktes haben. Unser Ziel 
ist ein Europa, in dem die Bürgerinnen und Bürger der Souverän sind und ihre Rechte auf 
Grundlage einer demokratischen Verfassung ausüben. 

Wir setzen uns für eine gerechte Weltordnung ein. Sie muss das Recht auf Nahrung, Wasser, 
ein gesundes Leben, auf körperliche Unversehrtheit, auf Selbstbestimmung und sozialen 
Zusammenhalt und alle anderen Menschenrechte durchsetzen. Sie muss das Forum für ei-
nen gerechten Ausgleich der Interessen, aber auch für die gerechte Verteilung der Reichtü-
mer ebenso wie für den Schutz von Umwelt und Natur sein. 

Eine Welt ohne Konflikte wird es niemals geben. Aber eine Welt ist möglich, in der Konflikte 
friedlich geregelt werden. Allgemeine Abrüstung und eine durch die Völkergemeinschaft 
legitimierte Weltpolitik sorgen für Frieden. Wir setzen uns für eine Welt ohne Atomwaffen 
ein. 

https://www.verdi.de/++file++5073a213deb5011af9001b43/download/Grundsatzerklaerung-der-ver.di-vom-18.-Maerz-2010-1.pdf
https://www.verdi.de/++file++5073a213deb5011af9001b43/download/Grundsatzerklaerung-der-ver.di-vom-18.-Maerz-2010-1.pdf
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Gründungskongress (19.-21.3.2001, Berlin) 

Antrag 13 „Frieden und Abrüstung“ 

Antragsteller/in: Hauptvorstand IG Medien 
Quelle: im Netz (für mich) nicht mehr auffindbar 
Beschluss: Weiterleitung als Material an den Gewerkschaftsrat zur weiteren Debatte. 

Inhalt und Strategie müssen vertieft behandelt und aufbereitet werden. 

Wir als ver.di treten ein für eine Politik der Entmilitarisierung, die darauf abzielt, militärische 
Verbände wie die Bundeswehr und Berufsarmeen überflüssig zu machen. Anstelle militäri-
scher Mittel braucht die Welt Demokratisierungen, eine gerechte Weltwirtschaftsordnung 
und gewaltfreie Konfliktlösungen. 

Eine friedliche und gerechte Welt lässt sich nicht mit militärischen Mitteln erzwingen. Die 
weltweit vorhandenen Waffenarsenale und Machtapparate tragen nicht zur Lösung beste-
hender Konflikte und zum erforderlichen Ausgleich unterschiedlicher Interessen bei. Wir 
halten an unserem Grundsatz fest, dass Krieg keine Fortsetzung der Politik darstellt, sondern 
ein völliges Versagen der Politik ist. Der Einsatz militärischer Gewalt gewinnt in einem Tempo 
und Ausmaß wieder die Dimension, wie es nach 1945 für kaum vorstellbar gehalten wurde. 
Die Abschaffung aller militärischen Arsenale und Machtstrukturen ist deshalb eine wichtige 
Zielsetzung. 

Wir treten für die Abschaffung der Bundeswehr ein. Die Ressourcen der Armeen sind sozial, 
human und ökologisch sinnvoll zu nutzen. 

Wir wenden uns gegen Militäreinsätze in Krisengebieten. Stärke erweist sich nicht durch 
militärisches Eingreifen, sondern durch eine vorausschauende Politik. Diese muss imstande 
sein, Konflikte und ihre Ursachen frühzeitig zu erkennen und mit den Konfliktparteien akzep-
table Lösungen zu entwickeln. Dazu kann eine verstärkte Konfliktforschung einen wichtigen 
Beitrag leisten. 

Die UNO ist dahingehend zu reformieren, dass sie nach den Prinzipien Gleichberechtigung, 
Demokratie und Partnerschaft die Interessen aller Mitgliedsländer gleichberechtigt vertritt. 
Damit kann sie von den Staaten tatsächlich als neutraler Schlichter in einem Konflikt aner-
kannt werden. 

Wir treten für einen sofortigen und weltweiten Rüstungsstop ein, gekoppelt mit einer Um-
stellung auf zivile Produktion, die von den Regierungen zu unterstützen sind. Produktion, 
Handel und Export von Kriegswaffen sind zu verbieten. 

Wir unterstützen die Aktivitäten von Friedens- und Menschenrechtsgruppen. Hierbei sind 
Formen des gewaltfreien Widerstands zu fördern, wie z.B. Boykott von Produkten aus Län-
dern und von Firmen, die Menschenrechte unterdrücken, Rüstungsgüter produzieren oder 
soziale Mindeststandards unterlaufen. 

Wir wenden uns gegen jegliche Art von Zwangsdiensten und begrüßen, dass immer mehr 
junge Männer ihr individuelles Grundrecht auf Verweigerung des Kriegsdienstes an der Waf-
fe nutzen und damit ihr persönliches Bekenntnis zum Gewaltverzicht ablegen. Von daher 
werden wir auch weiterhin über die Möglichkeiten und Rechte zur Verweigerung des Kriegs-
dienstes an der Waffe informieren und Beratung vermitteln. Jegliche Benachteiligung von 
Kriegsdienstverweigerern muss eingestellt werden; eine Abschaffung der sogenannten Ge-
wissensprüfung ist längst überfällig. 
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Eine Diskriminierung und Kriminalisierung sogenannter Totalverweigerer muss weltweit be-
endet werden. Ebenso ist ein wirksamer Schutz der Deserteure kriegführender Parteien und 
Staaten sicherzustellen. 
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3. Bundeskongress (17.-24.9.2011, Leipzig) 

Beschluss A 224 „Frieden und Sicherheit weltweit“ 

ver.di lehnt Krieg als Mittel der Politik ab. ver.di setzt sich dafür ein, dass die Bundeswehr 
ausschließlich der Landesverteidigung dient. Auslandseinsätze sind vom Parlament zu be-
schließen und auf humanitäre Blauhelm-Einsatze zu begrenzen. 

ver.di fordert, dass die Bundesrepublik Deutschland den Export von Waffen durch eine ge-
setzliche Präzisierung stoppt und damit der Initiative der Friedensbewegung Aktion Auf-
schrei "Stoppt den Waffenhandel" folgt! 

ver.di ruft ihre Mitglieder auf, sich an Friedensaktivitäten zu beteiligen. Dazu wird der Bun-
desvorstand von ver.di beauftragt, Friedensaktivitäten zu unterstützen und bei der Organisa-
tion von Protesten gegen Krieg voranzugehen. 

Diese Aktivitäten gilt es mit den Gewerkschaften, ihrem Dachverband und weiteren Partnern 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, in Europa und weltweit abzustimmen. 

Weitere Beschlüsse 

A 212 Abzug der Truppen in Afghanistan 

A 221 Gegen Krieg in Afghanistan und Irak 

A 230 Keine Kooperation von Schulen und Bundeswehr 

A 244 Zivilklausel für alle Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Schulen 

A 248 Aktive Friedenspolitik im Bezirk 

I 005 Initiativantrag Afghanistan   
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4. Bundeskongress (20.-26.9.2015, Leipzig) (noch fast leer) 

Allgemein s.: 

https://www.verdi.de/presse/bundeskongress/++co++5effb40a-ae08-11e9-b12a-
525400940f89  

Beschluss K 053 „Frieden und Abrüstungspolitik“ 

Als Teil der nationalen wie der europäischen und internationalen Gewerkschaftsbewegung 
setzt sich ver.di für die Einhaltung und Verwirklichung der Menschenrechte ein, wie sie in 
der Deklaration der Vereinten Nationen niedergelegt sind. Die Würde des Menschen, ein 
Leben frei von Armut und Not in einer gerechten sozialen Ordnung, Demokratie und Freiheit 
sind für eine nachhaltige Sicherung des Friedens unabdingbar. Wir unterstützen alle Bemü-
hungen der internationalen Staatengemeinschaft und ihrer zahlreichen Organisationen, von 
Regierungen wie Nichtregierungsorganisationen diese Ziele weltweit zu verwirklichen.  

Diese Ziele und Werte allein sind die Maßstäbe, an denen von Gewerkschaften das Handeln 
der internationalen Staatengemeinschaft, von Staatengemeinschaften wie der EU, von Mili-
tärbündnissen wie auch der NATO, besonders aber das Handeln der Nationalstaaten, wie 
nichtstaatlicher Bewegungen und Organisationen, zu messen sind.  

In der Gewerkschaft ver.di organisieren sich Beschäftigte, die in vielfältiger Weise beruflich 
sicherheits- und friedenspolitische Aufgaben wahrnehmen: Sie arbeiten für verschiedene 
Organisationen und Institutionen, die für die internationale Zusammenarbeit und Entwick-
lung tätig sind. Dazu gehören Beschäftigte von Nichtregierungsorganisationen, von Wohl-
fahrtsverbänden und Forschungseinrichtungen und dazu gehören die Zivilbeschäftigten wie 
auch die Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr. ver.di engagiert sich mit ihnen für ihre 
wirtschaftlichen, sozialen und beruflichen Interessen, für gute Arbeit, faire Bezahlung, Mit-
bestimmung und Mitgestaltung ihrer Arbeits- und Lebensbedingungen. Sie alle haben eben-
so wie die gesamte ver.di ein grundlegendes Anliegen: Mitzuwirken und sich zu engagieren 
für eine gerechte Weltordnung, für einen gewaltfreien und fairen Ausgleich unterschiedli-
cher Interessen, für die Herstellung und Sicherung des Friedens in den Krisenregionen der 
Welt. ver.di steht zum Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland und stellt sich hinter 
die darin verankerten Aufgaben der Streitkräfte, das Verbot der Vorbereitung eines Angriffs-
krieges und die Kriegswaffenkontrolle.  

Das besondere Engagement von ver.di und der internationalen Gewerkschaftsorganisatio-
nen richtet sich auf die Verwirklichung der sozialen und Menschenrechte. Gerade in Konflik-
ten und Krisengebieten werden diese Rechte vielfach verletzt.  

Es sind vor allem die arbeitenden Menschen und ihre Familien, die Opfer brutaler Ausbeu-
tung und Unterdrückung, die Opfer der Einsätze von militärischen oder paramilitärischen 
Kräften werden. Sie verlieren oft ihre Arbeit, ihr Hab und Gut und müssen vielfach in Ruinen 
und unter schwierigsten Bedingungen leben, sie werden vertrieben und müssen flüchten. 
Ihnen werden Perspektiven und Zukunft genommen.  

Viele Krisen, Konflikte und Bürgerkriege haben ihre Ursachen in krassen Gegensätzen von 
Armut und Reichtum, auch im Kampf um Lebenschancen und um die natürlichen Ressour-
cen. Ethnische und religiöse Konflikte verbinden sich mit sozialen Auseinandersetzungen und 
Kämpfen und verschärfen diese.  

https://www.verdi.de/presse/bundeskongress/++co++5effb40a-ae08-11e9-b12a-525400940f89
https://www.verdi.de/presse/bundeskongress/++co++5effb40a-ae08-11e9-b12a-525400940f89
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Daher muss unser Engagement vor allem darauf gerichtet sein, zu sozialer Gerechtigkeit, 
fairem sozialen Ausgleich und der Respektierung elementarer sozialer Rechte beizutragen, 
um so Konflikte zu entschärfen und Frieden sicherer zu machen.  

Welche Ursachen die zahlreichen Kriege und Bürgerkriege auch haben mögen, sie werden 
vor allem durch die Überschwemmung der Welt mit Waffen und Waffensystemen befeuert. 
Die Herstellung und der fast grenzenlose Export von Waffen aller Art ermöglicht es heute 
selbst den sozial und ökonomisch schwächsten Staaten wie den kleinsten Gruppen und pa-
ramilitärischen Verbänden über lange Zeit gewaltsam Konflikte zu führen. Zum einen rüsten 
Staaten immer weiter auf und verstärken ihre Militär- und Sicherheitsapparate, andererseits 
unterminiert die zunehmende Bewaffnung nichtstaatlicher Verbände das staatliche Gewalt-
monopol. Der Zerfall und das Scheitern von Staaten sind die Folgen.  

Durch das Völkerrecht legitimierte Interventionen der internationalen Staatengemeinschaft 
scheitern heute zunehmend an der Unmöglichkeit einer Entwaffnung der Bürgerkriegs- und 
Kriegsparteien. Mehr als ein Waffenstillstand ist oft nicht erreichbar.  

Darum engagieren sich Gewerkschaften und insbesondere ver.di in breiten gesellschaftli-
chen Bündnissen für Abrüstung und die Verhinderung von Rüstungsexporten. ver.di unter-
stützt daher Initiativen wie die von Amnesty International und anderen für weltweite Waf-
fenhandelsabkommen und Kontrollverträge.  

Die Überschwemmung der Welt mit konventionellen Waffen und Waffensystemen geht ein-
her mit einer weiteren technologischen Verfeinerung von Massenvernichtungswaffen. Auch 
wenn es gelungen ist, atomar abzurüsten und chemische wie biologische Massenvernich-
tungswaffen zu ächten, so reicht das weltweite Potenzial dieser Waffen immer noch aus, um 
das Leben auf der Erde zu beenden. Darum setzt sich ver.di weiter für die Abrüstung und die 
Ratifizierung und Beachtung des Vertrages zur Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen - 
Atomwaffensperrvertrag - durch alle Staaten ein. Mittel- und langfristig müssen alle Atom-
mächte gleichermaßen die Atomwaffen vernichten, ebenso wie alle anderen Massenvernich-
tungswaffen.  

Forschung und Entwicklung neuer Technologien werden zum Teil auch zur militärischen Auf-
rüstung genutzt und eröffnen bis dato ungeahnte Kampfmöglichkeiten. Nicht allein Waffen 
und Waffensysteme, sondern Technologien, die sich sowohl für militärische als auch für zivi-
le Zwecke nutzen lassen ("Dual-Use-Güter"), sind das Ergebnis. Darum muss sich Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung ebenso mit Forschung und Entwicklung sowie den so genannten 
Dual-Use-Gütern befassen.  

Öffentliche Forschungseinrichtungen, Hochschulen und ihre Institute müssen ausreichend 
mit öffentlichen Geldern ausgestattet werden, so dass sie nicht auf Drittmittel angewiesen 
sind. Sie müssen das Recht und die Möglichkeit haben, Drittmittelforschung, die der Rüstung 
dient, ablehnen zu können. Dazu gehört auch die institutionelle Verankerung einer Friedens-
bindung, wonach Forschung und Lehre auf ausschließlich friedliche und zivile Zwecke zu be-
schränken sind (Zivilklausel). Die Zivilklausel ist in Landeshochschulgesetzen, Verfassungen 
bzw. Grundordnungen der Universitäten und Hochschulen zu verankern. Zwecke der For-
schung müssen der Öffentlichkeit transparent gemacht werden.  

Gemeinsam mit den DGB-Gewerkschaften soll die Diskussion um Konversion, also eine Um-
stellung der Produktion von Rüstungsgütern auf zivile, gesellschaftlich nützliche Produkte 
wieder aufgenommen werden.  

Seit der Aussetzung der Wehrpflicht muss die Bundeswehr ihren Nachwuchs selbständig 
rekrutieren und zudem mit den Rahmenbedingungen der Wirtschaft in Bezug auf Aus-, Fort- 
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und Weiterbildung konkurrieren. Mithin haben sich die Motive der Bundeswehr für ihr En-
gagement an den Schulen verändert. Wie andere Arbeitgeber auch wirbt sie nunmehr an 
Schulen, bei Ausbildungsmessen und an Hochschulen für Nachwuchs. Die Aufgaben und Be-
lastungen des Soldatenberufes sowie seine gesellschaftlichen Auswirkungen werden dabei 
oftmals einseitig dargestellt. Nicht hinnehmbar sind dabei Sonderrechte der Bundeswehr, 
über Kooperationsvereinbarungen mit Schulministerien und insbesondere über Unterricht 
mit Jungoffizieren als "Referenten für Sicherheitspolitik" direkt auf Schülerinnen/Schüler und 
Lehrkräfte einzuwirken oder durch die Bereitstellung kostenlosen Unterrichtsmaterials die 
inhaltliche Gestaltung des Unterrichtes indirekt zu beeinflussen. Solche Formen der Beein-
flussung müssen beendet werden. Die Bundeswehr hat keinen Bildungsauftrag in öffentli-
chen Bildungseinrichtungen.  

ver.di fordert und fördert eine inhaltliche Auseinandersetzung mit der gewandelten Rolle 
der Bundeswehr. Zum ersten Mal in der über lange Zeit von Imperialismus und Militarismus 
geprägten deutschen Geschichte ist mit der Bundeswehr eine Parlamentsarmee entstanden. 
Daran muss festgehalten werden. Gerade deshalb braucht es eine besondere Sensibilität in 
der Bewerbung und öffentlichen Darstellung der Bundeswehr. Eine Werbung der Bundes-
wehr an Schulen und den Einsatz von Jugendoffizieren in Unterricht und politischer Bildung 
lehnt ver.di ab.  

ver.di setzt sich insbesondere über den DGB und die Hans-Böckler-Stiftung für eine Frie-
denserziehung ein, die die verschiedenen Blickwinkel auch der Friedensinitiativen und  
-organisationen auf die internationalen Beziehungen und Konflikte beleuchtet. Mit dem DGB 
fordert ver.di die Bundesländer auf, bestehende Kooperationsvereinbarungen mit der Bun-
deswehr zu kündigen.  

Die Diskussion über den besten Weg, den Frieden zu sichern hat sich in den letzten Jahr-
zehnten zunehmend auf die sicherheitspolitische Dimension konzentriert, bei der die Bun-
desregierung derzeit ein dreifaches Verständnis von Sicherheit vertritt:  

1. Die gemeinsame Sicherheit in Vereinten Nationen, der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, der NATO, nicht zuletzt der EU und die Absage an nationale 
Sonderwege;  

2. die umfassende Sicherheit in ihrer ökonomischen, sozialen, ökologischen, politischen, 
rechtlichen, kulturellen und militärischen Dimension und  

3. die vorbeugende Sicherheit der Gewalt- und Krisenvorbeugung. Dieses Sicherheitsver-
ständnis darf nicht zu einer Legitimierung von bewaffneten Auslandseinsätzen missbraucht 
werden, die wirtschaftlichen Interessen dienen.  

Der Staat hat die Aufgabe, das Leben aller Menschen innerhalb seiner Grenzen und nicht nur 
das seiner Staatsbürgerinnen und Staatsbürger zu schützen. Dazu gehört die Verteidigung 
von Freiheit und Demokratie, der staatlichen Souveränität und der territorialen Integrität. 
Das ist der Sinn des Gewaltmonopols nach innen wie nach außen und ein historischer Fort-
schritt. Die Bundeswehr hat in diesem Rahmen ihre legitime Aufgabe als Verteidigungsar-
mee. Außenwirtschaftspolitik oder die Unterstützung entsprechender Motive hingegen sind 
keine legitimen Aufgaben der Bundeswehr. Sicherheitspolitik im Rahmen der NATO muss 
strikt auf die enge Definition der Verteidigung der nationalen Souveränität und territorialen 
Integrität des Bündnisgebietes beschränkt bleiben, NATO-Einsätze ohne diese Legitimation 
sind abzulehnen.  
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Die Frage der Legitimation von Militäreinsätzen ist nur im Rahmen der UN völkerrechtlich 
verankert und erfordert gemäß dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland einen 
entsprechenden Parlamentsbeschluss.  

So mühsam und widersprüchlich Entscheidungen der UN sein mögen, es gibt keine Alternati-
ve zu einer durch die UN auf der Basis eines UN-Mandates legitimierten militärischen Inter-
vention, die immer nur Bestandteil umfassender Konfliktregelungen sein kann. Dazu braucht 
die UN mehr Mittel und mehr Engagement.  

Sicherheitspolitik in einer von Krisen, Interessenskonflikten, Kriegen und Bürgerkriegen ge-
fährdeten Welt kann jedoch dann den Frieden fördern, wenn sie frühzeitig ein umfassendes, 
die Sicherheit aller Staaten umfassendes Konzept verfolgt. Dabei müssen einerseits die legi-
timen Rechte der Menschen auf ein Leben in Würde und Freiheit respektiert werden. Diese 
sind gegenüber autoritären Regimen und Diktaturen einzufordern. Andererseits aber müs-
sen die legitimen Sicherheitsinteressen der Staatengemeinschaft anerkannt werden.  

Der Frieden in der Welt ist durch Kriege und Bürgerkriege, durch Aufrüstung und den welt-
weiten Waffenhandel, zerfallende Staaten, autoritäre Regime und brutalste Verletzungen 
elementarer Menschenrechte gefährdet. Auch weltwirtschaftliche Ungleichgewichte und 
Wirtschaftskrisen, soziale Ungerechtigkeit, politische und religiöse Fundamentalismen, 
weltweit agierende kriminelle Organisationen, oft in enger Verflechtung mit der legalen 
Ökonomie, bedrohen das Leben und die Sicherheit vieler Menschen. Verschärft wird dies 
durch die deutlich erkennbaren Grenzen der natürlichen Ressourcen dieser Erde, die Ge-
fährdung des Klimas und des weltweiten ökologischen Gleichgewichtes. Diese Herausforde-
rungen erfordern ein Engagement zivilgesellschaftlicher Organisationen. Daher ist ein globa-
les und umfassendes Engagement von zivilgesellschaftlichen Organisationen und Bewegun-
gen, die sich dem sozialen und ökologischen Fortschritt, der Verteidigung der Menschen-
rechte und politischen Freiheitsrechte widmen, dringend erforderlich. ver.di wird sich im 
Rahmen der deutschen wie der europäischen und internationalen Gewerkschaftsbewegung 
weiterhin daran beteiligen. Der Einsatz für Frieden und eine gerechte Weltordnung mit den 
Vereinten Nationen als zentralem Akteur bleibt für ver.di dauerhafte Verpflichtung.  

Angenommen in der durch Änderungsantrag K 053-1 geänderten Fassung 
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Weitere Beschlüsse 

K 054  Anti-Krieg und Antimilitarismus 
Arbeitsmaterial zu Antrag K 053 

K 055  Gewerkschaften stark machen als Friedenskraft 
Arbeitsmaterial zu Antrag K 053 

K 056  Friedenspolitik 
Arbeitsmaterial zu Antrag K 053 

K 058  Kriegstreiberei und Militarisierung der Gesellschaft stoppen! 
Arbeitsmaterial zu Antrag K 053 

K 059  Gewerkschafter gegen die Ursachen von Krieg und Faschismus 
Arbeitsmaterial zu Antrag K 053 

K 060  Keine Bundeswehr in der Kita 
Arbeitsmaterial zu Antrag K 053 

K 076  Beendigung der Zusammenarbeit des DGB mit dem Bundesverteidigungsministerium 
und der Bundeswehr 
Angenommen 

K 082  Für ein friedliches Zusammenleben der Völker und ein klares NEIN zu Gewalt als Mit-
tel der Politik 
Angenommen 

K 083  Wir brauchen eine neue Entspannungspolitik für Europa 
Arbeitsmaterial zu Antrag K 082 

K 085  Stoppt den Krieg in der Ukraine! Für eine starke Friedensbewegung! 
Arbeitsmaterial zu Antrag K 082 

K 086  Aufklärung des Todes von mindestens 48 Menschen durch ein Attentat auf das Ge-
werkschaftshaus in Odessa am 2. Mai 2014 
Angenommen 

K 087  Verbot von Drohneneinsätzen 
Angenommen 

K 088  Keine Drohnen in der Bundesrepublik Deutschland 
Arbeitsmaterial zu Antrag K 087  

K 092  Forderungen zu Konversion Truppenübungsplatz Bergen 
Angenommen 
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5. Bundeskongress (22.-29.9.2019, Leipzig) 

Allgemein s.: https://www.verdi.de/ueber-uns/bundeskongress-2019  

Beschluss E 135: „Für Frieden und Abrüstung“ 

Quelle: https://bundeskongress.openslides.verdi.de/motions/2046 
(zuletzt abgerufen 6.3.23) 

ver.di setzt sich für die Einhaltung und Verwirklichung der Menschenrechte ein, wie sie in 
der Deklaration der Vereinten Nationen niedergelegt sind. Die Würde des Menschen, ein 
Leben frei von Armut und Not in einer gerechten sozialen Ordnung, Demokratie und Freiheit 
sind für eine nachhaltige Sicherung des Friedens unabdingbar. Krieg als Mittel der Politik 
lehnt ver.di grundsätzlich ab. 

ver.di unterstützt alle Bemühungen der internationalen Staatengemeinschaft und ihrer zahl-
reichen Organisationen, von Regierungen wie Nichtregierungsorganisationen diese Ziele 
weltweit zu verwirklichen. 

Diese Ziele und Werte allein sind die Maßstäbe, an denen von Gewerkschaften das Handeln 
der internationalen Staatengemeinschaft, von Staatengemeinschaften wie der EU, von Mili-
tärbündnissen wie auch der NATO, besonders aber das Handeln der Nationalstaaten, wie 
nichtstaatlicher Bewegungen und Organisationen, zu messen sind. 

ver.di steht zum Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland und damit zu den darin ver-
ankerten Aufgaben der Streitkräfte: "als Verteidigungsarmee", dem Verbot der Vorbereitung 
eines Angriffskrieges und zur Kriegswaffenkontrolle. 

"Krieg darf kein Mittel der Politik sein! Alle Konflikte zwischen den Staaten müssen auf dem 
Wege der Verhandlung gelöst werden. Dies muss die Leitschnur deutscher Außenpolitik sein. 
Darin liegt die gewachsene Verantwortung Deutschlands." 

In ver.di organisieren sich Beschäftigte, die auf vielfältige Weise beruflich sicherheits- und 
friedenspolitische Interessen wahrnehmen – von Nichtregierungsorganisationen über Be-
schäftigte in Ministerien, Parteien, politischen Stiftungen, Wohlfahrtsverbänden, For-
schungseinrichtungen, und genauso auch Zivilbeschäftigte und Soldatinnen und Soldaten der 
Bundeswehr. Mit ihnen engagiert sich ver.di für ihre wirtschaftlichen, sozialen und berufli-
chen Interessen, für eine Mitbestimmung und Mitgestaltung ihrer Arbeits- und Lebensbe-
dingungen. Mit ihnen engagiert sich ver.di für eine gerechte Weltordnung, für einen gewalt-
freien und fairen Austausch unterschiedlicher Interessen, und für die Herstellung und Siche-
rung des Friedens in Krisenregionen auf der Grundlage von UN-Beschlüssen. 

Viele Krisen und gewaltsame Konflikte resultieren aus krasser sozialer Ungleichheit, auch im 
Kampf um Lebenschancen und um natürliche Ressourcen. Der Klimawandel wirkt dabei als 
Risikomultiplikator und Konflikttreiber. Ethnische und religiöse Konflikte verbinden sich mit 
sozialen Auseinandersetzungen und verschärfen diese. 

ver.dis Engagement ist vor allem darauf gerichtet, zu sozialer Gerechtigkeit, fairem sozialen 
Ausgleich und der Respektierung elementarer sozialer Rechte beizutragen, um so Konflikte 
zu entschärfen und Frieden beständiger zu machen. 

Befeuert werden die zahlreichen kriegerischen Auseinandersetzungen durch die Über-
schwemmung der Welt mit Waffen und Waffensystemen. Während es der fast grenzenlose 
Export von Waffen aller Art selbst wirtschaftlich schwachen Staaten und paramilitärischen 
Gruppen ermöglicht, gewaltsame Konflikte über lange Zeit zu führen und eine Demilitarisie-
rung durch Entwaffnung dadurch erheblich behindert wird, rüsten auch wirtschaftlich entwi-

https://www.verdi.de/ueber-uns/bundeskongress-2019
https://bundeskongress.openslides.verdi.de/motions/2046
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ckeltere Nationen seit einigen Jahren wieder auf. Darüber hinaus hat sich die NATO zum Ziel 
gesetzt, dass bei allen Bündnispartner*innen die Verteidigungsausgaben mindestens zwei 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts betragen sollen. Das betrifft auch Deutschland und wür-
de hier nahezu eine Verdopplung des Verteidigungshaushaltes bedeuten – mit entsprechen-
den Kürzungsfolgen für andere Etats wie in der Entwicklungszusammenarbeit oder im Be-
reich Soziales. ver.di lehnt diese Zielsetzung ab. 

ver.di setzt sich dafür ein, dass das zwei-Prozent-Ziel der NATO nicht umgesetzt wird und 
spricht sich gegen weitere Erhöhungen des Verteidigungshaushaltes aus. 

ver.di hält die Vorstellung, dass Frieden und Sicherheit durch mehr und überlegenere Waf-
fen gesichert werden könne, für grundlegend falsch. Deshalb engagiert sich ver.di in gesell-
schaftlichen Bündnissen für Abrüstung, wie dem Aufruf „Abrüsten statt aufrüsten“, und für 
die Verhinderung von Rüstungsexporten, wie bei der Unterstützung der Initiative von Amne-
sty International und anderen für weltweite Waffenhandelsabkommen und Kontrollverträge. 

Die Notwendigkeit der Abrüstung schließt auch die Abrüstung von Atomwaffen sowie aller 
anderen Massenvernichtungswaffen und die Ratifizierung und Beachtung des Vertrages zur 
Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen – Atomwaffensperrvertrag – durch alle Staaten ein. 
Daher setzt sich ver.di dafür ein, dass die Bundesregierung den UNO-Vertrag über das Ver-
bot von Atomwaffen unterzeichnet, wie das schon etwa 130 Staaten getan haben. 

"Die Kündigung des INF-Vertrages und das Auslaufen des New START-Vertrages machen je-
doch deutlich, dass zusätzliche Schritte zur Abwendung der Gefahr eines Atomkrieges not-
wendig sind. ver.di unterstützt deshalb ausdrücklich die weltweite ICAN-Initiative zur Äch-
tung und zum Verbot aller Atomwaffen durch die UNO, der bereits 130 Staaten zugestimmt 
haben. Auch die deutsche Bundesregierung muss das Verbot unterzeichnen und den Abzug 
der US-Atomwaffen, die immer noch in Deutschland lagern, veranlassen." 

Militärische Aufrüstung und entsprechende Forschung, Entwicklung und Finanzierung erfolgt 
aber nicht nur in Bereichen, die explizit als solche ausgewiesen werden, sondern auch in Fel-
dern so genannter „Dual-Use-Güter“, die sowohl für militärische als auch für zivile Zwecke 
eingesetzt werden können. Auch damit muss sich Rüstungskontrolle befassen. 

Damit öffentliche Forschungseinrichtungen, Hochschulen und ihre Institute nicht einem 
Zwang ausgesetzt sind, auch militärisch verwendbare Technologien zu entwickeln, setzt 
ver.di sich dafür ein, dass sie ausreichend mit öffentlichen Geldern ausgestattet werden, so 
dass sie nicht auf Drittmittel angewiesen sind. Sie müssen insbesondere das Recht und die 
Möglichkeit haben, Drittmittelforschung, die der Rüstung dient, ablehnen zu können. Dazu 
gehört auch die institutionelle Verankerung einer Friedensbindung, wonach Forschung und 
Lehre auf ausschließlich friedliche und zivile Zwecke zu beschränken sind (Zivilklausel). 

ver.di setzt sich dafür ein, dass Zwecke der Forschung der Öffentlichkeit transparent ge-
macht werden. 

ver.di setzt sich dafür ein, dass es weder eine Forschung geben darf, die autonome Waffen-
systeme (mit „Künstlicher Intelligenz“) entwickelt, noch dass ein Einsatz solcher Systeme 
durch die Bundeswehr erfolgt, sollten andere sie entwickelt haben. 

Mit der Aussetzung der Wehrpflicht hat die Bundeswehr sich zu wandeln begonnen. Sie 
muss ihren Nachwuchs selbständig rekrutieren und konkurriert dabei hinsichtlich Arbeits-
marktentwicklung und demografischem Wandel mit der privaten Wirtschaft. Entsprechend 
hat sich ihr Auftreten über öffentliche Werbung wie auch ihr Engagement an Schulen, Be-
rufsschulen und Hochschulen verändert. 
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ver.di fordert eine inhaltliche Auseinandersetzung mit der gewandelten Rolle der Bundes-
wehr und tritt dafür ein, dass an der Rolle der Bundeswehr als Parlamentsarmee festgehal-
ten wird. Der Soldat*innenberuf ist kein Beruf wie jeder andere, deshalb braucht es eine 
besondere Sensibilität in der Bewerbung und öffentlichen Darstellung der Bundeswehr. Eine 
Werbung der Bundeswehr an Schulen lehnt ver.di ab. 

Die Bundeswehr hat ihre legitime Aufgabe als Verteidigungsarmee, denn der Staat hat die 
Aufgabe, das Leben aller Menschen innerhalb seiner Grenzen und nicht nur das seiner 
Staatsbürger*innen zu schützen. 

ver.di hält daran fest, dass die Frage der Legitimation von Militäreinsätzen nur im Rahmen 
der UN völkerrechtlich verankert und gemäß dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch-
land einen entsprechenden Parlamentsbeschluss erfordert. 

Für Frieden, Abrüstung und eine Politik der zivilen Konfliktlösung brauchen wir in allen politi-
schen Arenen ein deutlich stärkeres Engagement, global und umfassend, von zivilgesell-
schaftlichen Organisationen und Bewegungen, die sich dem sozialen und ökologischen Fort-
schritt, der Verteidigung der Menschenrechte und politischen Freiheitsrechte widmen. ver.di 
wird sich im Rahmen der deutschen wie der europäischen und internationalen Gewerk-
schaftsbewegung und der Friedensbewegung in unserem Land weiterhin daran beteiligen. 

Der Einsatz für Frieden und eine gerechte Weltordnung mit den Vereinten Nationen als zent-
ralem Akteur bleibt für ver.di dauerhafte Verpflichtung. 
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Beschluss E 136: „Keine weitere Aufrüstung und gegen weiteren Sozialabbau“ 

Quelle: https://bundeskongress.openslides.verdi.de/motions/1814  
(zuletzt abgerufen 11.3.23) 
Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 135 

ver.di spricht sich klar gegen eine weitere Aufrüstung und gegen weiteren Sozialabbau aus. 

 Die Bundesregierung wird nachdrücklich aufgefordert, von ihren Plänen Abstand zu neh-
men, den Rüstungshaushalt auf zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes zu erhöhen (das 
wäre eine Verdoppelung des Rüstungshaushaltes). 

 Das Geld wird dringend für andere Aufgaben benötigt: 

• für den sozialen Wohnungsbau, 

• für Krankenhäuser und Pflegekräfte, 

• für Bildung und Kindertagesstätten, 

• für die gesetzliche Rente, 

• den öffentlichen Nahverkehr, 

• die kommunale Infrastruktur. 

 Keine Aufrüstung! Abrüstung ist das Gebot der Stunde! 

Beschluss E 137: „Sofortige Senkung der Rüstungsausgaben! Keine Erhöhung auf 
zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes!“ 

Quelle: https://bundeskongress.openslides.verdi.de/motions/1508  
(zuletzt abgerufen 11.3.23) 
Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 135 

ver.di lehnt das von der NATO schon vor Jahren festgelegte Ziel ab, die Verteidigungsausga-
ben auf zwei Prozent der Wirtschaftsleistung (Bruttoinlandsprodukt - BIP) zu erhöhen, was 
nahezu einer Verdoppelung der gegenwärtigen Ausgaben entspräche. 

 ver.di unterstützt den Appell und die Kampagne „Abrüsten statt Aufrüsten“ und beteiligt 
sich an der Unterschriftensammlung unter diesem Appell. 

 ver.di sucht die Zusammenarbeit mit anderen gesellschaftlichen Kräften, die sich ebenso 
diesem Ziel verpflichtet fühlen. 

 Angesichts vieler Konfliktherde auf der Welt - die unter anderem auch viele Menschen zur 
Flucht aus ihren Heimatländern getrieben haben - setzt sich ver.di verstärkt für eine friedli-
che, dem Ausgleich und mehr Gerechtigkeit zwischen den Ländern verpflichtende Politik ein. 

 ver.di setzt sich für eine Entspannung der Beziehungen zwischen Deutschland und Russland 
ein. 

https://bundeskongress.openslides.verdi.de/motions/1814
https://bundeskongress.openslides.verdi.de/motions/1508
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Weitere Beschlüsse 

E 143 Keine deutschen Militäreinsätze in Syrien 
Arbeitsmaterial zu Antrag E 135 

E 151 Krieg der Türkei gegen Kurden und andere Völker in Nord- Syrien ist völkerrechtswidrig 
– Selbstbestimmungsrecht verteidigen 
Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den Bundesvorstand 

E 154 Frieden zwischen Israel und Palästina 
Angenommen mit Änderungen 

E 155 Boykottiert die Boykotte 
Angenommen mit Änderungen 
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Resolution des Gewerkschaftsrates zum Krieg in der Ukraine 
(24/25.3.22) 

Quelle: 
https://www.verdi.de/++file++623d80871bf7a582b0324671/download/3904_11_01_Resolution_
GR.pdf  
(zuletzt abgerufen 13.2.23) 

Mit Bestürzung und großer Sorge sehen wir das große menschliche Leid in der Ukraine. Der 
am 24. Februar 2022 als Überfall begonnene Angriffskrieg Putin-Russlands gegen die Ukraine 
ist ein eklatanter Bruch des internationalen Völkerrechts, der territorialen Integrität und des 
Selbstbestimmungsrechts der Menschen in der Ukraine. Wir verurteilen diesen durch nichts 
zu rechtfertigenden Krieg. Grenzen dürfen nicht gewaltsam verschoben werden. 

Unser Respekt und unsere Solidarität gehören den bedrohten Menschen in der Ukraine, die 
mutig ihre Freiheit verteidigen. Und unser Respekt und unsere Solidarität gehören auch den 
Menschen in Russland und Belarus, die sich mutig trotz Verhaftungen und fortgesetzter Re-
pressionen gegen diesen Krieg stellen. 

Der Krieg bringt unermessliches Leid über die Menschen und wird mit jedem Tag brutaler 
und zerstörerischer. Er ist eine humanitäre Katastrophe. Zivilist*innen und Soldat*innen 
sterben. Hunderttausende von Menschen sind eingekesselt und verletzt, sie leiden Hunger, 
können medizinisch nicht ausreichend versorgt werden, Millionen sind auf der Flucht. Der 
Angriff auf Nuklearanlagen und weitere Drohungen einer atomaren, chemischen oder biolo-
gischen Kriegsführung sind unverantwortlich, ihre Folgen nicht absehbar. 

Die russische Regierung muss alle Angriffe unverzüglich einstellen, ihre Truppen aus der Uk-
raine zurückziehen und die territoriale Integrität der Ukraine auf der Grundlage des Abkom-
mens von Minsk wiederherstellen. Wir fordern die internationale Staatengemeinschaft dazu 
auf, weiter mit Hochdruck an einer diplomatischen Lösung für einen sofortigen Waffenstill-
stand und zur Beendigung des Krieges zu arbeiten. 

Wir begrüßen das bislang schnelle und unmissverständliche Handeln der Europäischen Uni-
on und ihrer Mitgliedstaaten im Umgang mit der Fluchtbewegung. Es ist dringend notwen-
dig, die Grenzen für die Millionen Flüchtende ohne Unterschied offen zu halten und ihnen 
Schutz und Hilfe zu geben. Gemeinsam mit dem DGB und den anderen Mitgliedsgewerk-
schaften unterstützen wir solidarisch auch durch praktisches Handeln, materiell durch Spen-
den an den Verein „Gewerkschaften helfen e.V.“ sowie durch die Bereitstellung von Unter-
bringungsmöglichkeiten für Geflüchtete in unseren Bildungszentren. Auch vor Ort und in den 
Betrieben und Dienststellen sind Solidarität und Hilfe das Gebot der Stunde. 

Mit seinem Befehl, die Ukraine anzugreifen, hat Präsident Putin auch die Glaubwürdigkeit 
der russischen Regierung in der Außen- und Sicherheitspolitik zunichtegemacht. Aus der 
momentanen Perspektive können weder alle damit verbundenen Fragen gestellt noch ab-
schließende Antworten gegeben werden. Erkennbar ist der Wunsch der östlichen Nato-
Staaten nach einer verstärkten Präsenz des Bündnisses. Bislang neutrale europäische Länder 
wollen stärker mit der Nato kooperieren oder auch Mitglied werden. 

In Deutschland ist die Debatte über die zukünftige Ausrichtung und Ausrüstung der Bundes-
wehr eröffnet. ver.di organisiert sehr viele Beschäftigte der Bundeswehr, wir treten für eine 
Bundeswehr ein, die ihrem Auftrag als Verteidigungsarmee gerecht werden kann. Das ist 
eine Bundeswehr, die sich als Arbeitgeber umfassend an Tarifverträge hält und bei der alle 

https://www.verdi.de/++file++623d80871bf7a582b0324671/download/3904_11_01_Resolution_GR.pdf
https://www.verdi.de/++file++623d80871bf7a582b0324671/download/3904_11_01_Resolution_GR.pdf
https://www.verdi.de/++file++623d80871bf7a582b0324671/download/3904_11_01_Resolution_GR.pdf
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Beschäftigten, einschließlich der Soldat*innen so ausgestattet sind, dass sie ihre Aufgaben 
erfüllen können. 

Wir treten als ver.di gleichzeitig dafür ein, die Diskussion um mehr Sicherheit in Europa nicht 
in erster Linie aus einer militärischen Perspektive heraus zu führen. Wir brauchen einen brei-
ten zivilgesellschaftlichen Diskurs darüber, wie wir in Europa zukünftig in Frieden und Si-
cherheit zusammenleben wollen und rufen alle zivilgesellschaftlichen Akteur*innen dazu 
auf, sich in diesen Friedensdiskurs einzubringen. Unser Ziel bleibt eine Welt mit weniger 
Waffen, insbesondere streben wir nachdrücklich eine dauerhafte atomare Abrüstung an. Wir 
wollen keinen neuen Rüstungswettlauf, der auch dazu führt, dass Gelder für die dringlichen 
Investitionen in den sozial-ökologischen Umbau fehlen oder dem Sozialstaat entzogen wer-
den. Die Erhöhung der Verteidigungsausgaben auf einen dauerhaften Anteil von zwei Pro-
zent am Bruttoinlandsprodukt, wie es das NATO-Ziel vorsieht, lehnen wir daher ab. Unsere 
Perspektive ist ein Europa mit einer erweiterten gemeinsamen Sicherheit aller Mitglieds- 
und Nachbarländer, die auch soziale und ökologische Nachhaltigkeit einschließt. 

Die Bundesregierung plant im Rahmen einer Grundgesetzänderung den Aufbau eines Son-
dervermögens. Dieses soll ausschließlich für die Zwecke der Bundeswehr zweckgebunden 
sein. Insbesondere sollen zusätzliche Rüstungsgüter beschafft werden. Diese Pläne lehnen 
wir ab. Sehr wohl notwendig ist in diesem Jahr angesichts der finanziellen Herausforderun-
gen durch die russische Invasion in der Ukraine und ihre Folgen eine erhöhte Nettokredit-
aufnahme des Bundes. Darüber hinaus sind wir der festen Überzeugung, dass sich auch in 
den folgenden Jahren das Wiederinkrafttreten einer unveränderten Schuldenbremse verbie-
tet. 

Es bedarf erheblicher Summen, um für die Millionen Geflüchteter in Deutschland und Euro-
pa Unterbringung, Perspektive und Teilhabe zu schaffen. Nicht zuletzt gilt es, die wirtschaft-
lichen Folgen des Krieges und der Sanktionen für die Bevölkerung - insbesondere die stark 
steigenden Energiepreise - durch finanzielle Maßnahmen der Bundesregierung abzufedern. 
Wir werben für eine umfassende Definition von Sicherheit. Diese umfasst die Versorgungssi-
cherheit durch den Ausbau erneuerbarer Energien ebenso wie den Gesundheitsschutz, aus-
zubauende öffentliche Infrastrukturen einschließlich der IT-Sicherheit sowie mehr Mittel für 
die internationale Entwicklungszusammenarbeit und den Zivil- und Katastrophenschutz. 

All diese längst bekannten und teilweise neuen Herausforderungen und Aufgaben werden 
über eine erhöhte Nettokreditaufnahme und bestehende Steuereinnahmen allein nicht zu 
schultern sein. Daher treten wir als ver.di für eine stärkere Besteuerung hoher Einkommen 
sowie großer Vermögen und Erbschaften ein. Wir fordern zudem eine Lastenausgleichsab-
gabe für besonders vermögende Privatpersonen und größere und mittlere Unternehmen. 
Reiche und Superreiche müssen gerade in dieser Zeit einen angemesseneren Beitrag zur Fi-
nanzierung des Gemeinwesens leisten. 

Gemeinsam mit dem DGB und seinen anderen Mitgliedsgewerkschaften halten wir daran 
fest, dass die militärische Friedenssicherung nicht zulasten des sozialen Friedens erkauft 
werden darf. Wir treten weiterhin für eine allgemeine und weltweite kontrollierte Abrüs-
tung, für die Verwirklichung und Erhaltung des Friedens und der Freiheit im Geiste der Völ-
kerverständigung ein. Deutschland muss als wesentlicher Akteur an einer gemeinsamen eu-
ropäischen Friedens- und Sicherheitsarchitektur arbeiten. Auch wir Gewerkschaften leisten 
durch unsere transnationale Arbeit einen Beitrag dazu.  


